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Niederschrift





über die 22. Sitzung des Rechts- und Verfassungsausschusses


des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt


am Mittwoch, dem 26.04.2000, in der Landesgeschäftsstelle,


Sternstraße 3, 39104 Magdeburg








Beginn:		10.00 Uhr


Ende:			13.30 Uhr








Anwesenheit:





a) Mitglieder:


Herr Bammel (Vorsitzender)		Verwaltungsamtsleiter, VG Jeetze-Ohre-Drömling


Frau Schäfer (stellv. Vorsitzende)	Verwaltungsamtsleiterin, VG Tangerhütte Land


Herr Friedrich				Dezernent, Stadt Wernigerode


Herr Kühnel				Verwaltungsamtsleiter, VG Zerbster Land


Frau Pelz				Justitiarin, Stadt Eisleben


Herr Platz				Bürgermeister, Stadt Dessau


Herr Riecher				Hauptamtsleiter, VG Osterwieck


Herr Stegmann			Dezernent, Stadt Schönebeck


Herr Thiel				Bürgermeister, Gemeinde Sandersdorf


Frau Trittel				Verwaltungsamtsleiterin, VG Nördliche Börde


Herr Winter				Bürgermeister, Gemeinde Petersberg


Herr Zander				Dezernent, Stadt Köthen








Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom


Unser Zeichen


Datum











b) stellvertretende Mitglieder:


Herr Koller				Dezernent, Stadt Bernburg


Herr Maier				Hauptamtsleiter, Stadt Loburg





c) Gäste:


Herr Schmidt				stellv. Rechtsamtsleiter, Stadt Magdeburg





d) Landesgeschäftsstelle:


Herr Dr. Kregel			Landesgeschäftsführer (zeitweise)


Herr Liebenehm			Referent (zeitweise)


Herr Wolf				Referent





e) Abwesenheit:





Frau Henze				Hauptamtsleiterin, VG Elster-Seyda-Klöden


Herr Jantsch				Rechtsamtsleiter, Stadt Magdeburg


Herr Zezula				Rechtsamtsleiter, Stadt Bad-Kösen








Tagesordnung:





Der Ausschuss verständigte sich eingangs auf folgende, umgestellte Tagesordnung:





Leitbild für eine Kommunalreform in Sachsen-Anhalt


Wahl der/des Vorsitzenden und der/des stellv. Vorsitzenden des Ausschusses


Gemeindewirtschaftsrecht


Anfragen/Anregungen





zu TOP 1 – Leitbild für eine Kommunalreform in Sachsen-Anhalt





Der Ausschuss entwickelt seine Diskussion anhand eines von der Landesgeschäftsstelle erstellten Strukturpapiers. Zu diesem Tagesordnungspunkt sind Herr Dr. Kregel, Landesgeschäftsführer, und Herr Liebenehm, als zuständiger Referent, anwesend.





Reformnotwendigkeit





Herr Thiel (Bürgermeister Gemeinde Sandersdorf) beklagt die zu hohe Zahl von zu beachtenden Satzungen in den Verwaltungsgemeinschaften. Die Reform sollte mit entsprechendem Druck durchgeführt werden, sonst besteht die Gefahr, dass sie zerredet wird.





Auch Herr Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) erkennt eine Reformnotwendigkeit. Die ehrenamtlichen Bürgermeister sind überfordert. Die Einwohnerzahlen dürften aber nicht am grünen Tisch festgelegt werden. Die Gemeinden haben teilweise gerade erst ihre Identität gefunden. Die diskutierte Einwohnerzahl von 1.200 Einwohnern für Mitgliedesgemeinden einer Verwaltungsgemeinschaft ist zu hoch.





Herr Koller (Dezernent Stadt Bernburg) hält eine Reform für notwendig. Größere Einheiten arbeiten effizienter. Die kleinen Gemeinden sind zu stärken, auch wenn sie Teil einer größeren Einheit sind. Die Regierungspräsidien könnten aufgelöst werden.





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) schließt sich der Auffassung von Herrn Koller an. Zur Zeit gibt es 180 Verwaltungsgemeinschaften im Land. Eine Verwaltungsgemeinschaft mit 5.500 Einwohnern verfügt nicht über die notwendige Verwaltungskraft. Eine Einwohnerzahl von 10.000 ist die untere Grenze. Wie Herr Thiel ist Herr Bammel der Auffassung, dass die Reform mit entsprechendem Druck durchgeführt werden sollte. 





Frau Schäfer (Verwaltungsamtsleiterin VG Tangerhütte Land) betont, dass 17 Mitgliedsgemeinden einen sehr hohen Verwaltungsaufwand bedeuten. Teilweise haben die Gemeinden schon untereinander Gespräche geführt. Bürgerfreundlichkeit bedeutet auch Kompetenz der Verwaltung. Sie stellt die Frage, wie viel Mittel durch eine Verwaltungsreform eingespart werden können.





Dr. Kregel spricht das Optionsmodell an. Die Reform sollte zügig durchgeführt werden. Auf gesetzliche Zusammenschlüsse kann nicht verzichtet werden. Gleichzeitig aber muss auch die Landesverwaltung reformiert werden. Eine Aufgaben- und Funktionalreform ist logisch vorrangig vor einer Gebiets- und Strukturreform. Sie sind deshalb mindestens zeitgleich durchzuführen. Darüber hinaus steht die Kommunalfinanzierung zur Debatte. Die Finanzausstattung der neuen Einheiten ist von Grund auf neu zu erarbeiten. 





Gemeinden





2.1. Einheitsgemeinden





Dr. Kregel stellt die Frage, ob die Einheitsgemeinde absolut vorrangig sein soll. Fraglich ist, ob es nicht bei gleicher Leistungsfähigkeit eine Gleichrangigkeit geben sollte. Bezüglich eines eigenen Aufgabenbestandes weist Dr. Kregel auf die Flächennutzungsplanung, die Trägerschaft für Grundschulen, Sekundarschulen, Kindertageseinrichtungen und überörtliche Sportstätten, die Feuerwehr und einen evtl. Anschluss- und Benutzungszwang hin. 





Herr Riecher (Hauptamtsleiter VG Osterwieck) weist darauf hin, dass die Bürgermeister der Mitgliedsgemeinden eine Einheitsgemeinde nicht wollen. Es stellt sich auch die Frage, was mit den Ortschaften in einer Gemeinde ist. 





Frau Trittel (Verwaltungsamtsleiterin VG Nördliche Börde) macht auf die Möglichkeit von Fusionsverträgen aufmerksam. Für sie stellt sich die Frage, wie die individuellen Dinge zu sichern sind. 





Für Herrn Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) wäre die Einheitsgemeinde unter dem Gesichtspunkt der Funktionalität vorrangig, sie ist aber in der Praxis in den großflächigen ländlichen Gebieten schwer zu realisieren.





Frau Schäfer (Verwaltungsamtsleiterin VG Tangerhütte Land) spricht sich dafür aus, beides anzubieten.





Nach dem Eindruck von Herrn Zander (Dezernent Stadt Köthen) diskutiert der Bürger die Kommunalreform kaum. Der Gesichtspunkt der Bürgernähe spielt im Gegensatz zur Diskussion innerhalb der Verwaltung und den kommunalpolitischen Gremien kaum eine Rolle. Hinsichtlich der Größe der zukünftigen Einheiten ist die Bevölkerungsentwicklung im Land zu beachten. 





Herr Kühnel (Verwaltungsamtsleiter VG Zerbster Land) ist der Auffassung, dass eine Verwaltungsgemeinschaft ohne eigene Zuständigkeiten im eigenen Wirkungskreis (eWK) eine Entwicklung hin zur Einheitsgemeinde fördert.





Herr Zander (Dezernent Stadt Köthen) spricht sich für die Einheitsgemeinde aus und alternativ für eine Verwaltungsgemeinschaft mit eigenen Zuständigkeiten im eWK.





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) betont, dass die Verwaltungsgemeinschaft eine eigene Finanzausstattung nach dem FAG braucht. 





Dr. Kregel sieht es als notwendig an, dass bei einer Einheitsgemeinde die Ortschaftsverfassung ausgebaut wird.





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) regt die Schaffung von Wahlbereichen an. Gleichzeitig spricht er sich dafür aus, dass die Einheitsgemeinde mindestens 10.000 Einwohner hat und nur in Ausnahmefüllen weniger.





Herr Kühnel (Verwaltungsamtsleiter VG Zerbster Land) macht im Hinblick auf eine Einwohnerzahl von 7.000 auf die Bevölkerungsentwicklung im Land aufmerksam. 





Herr Liebenehm betont, dass von kommunaler Seite auch weitere Zuständigkeiten gewünscht werden und dementsprechend die Größe auch höher anzusiedeln wäre, um weitere Aufgaben übernehmen zu können.





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre Drömling) weist darauf hin, dass sich die Sachbearbeiter ab einer Größe von 10.000 Einwohner auf eine Aufgabe spezialisieren können. Zur Zeit bearbeitet ein Sachbearbeiter mehrere Sachgebiete.





Herr Riecher (Hauptamtsleiter VG Osterwieck) ist der Auffassung, dass bei einer Größe von 10.000 Einwohnern freiwillige Zusammenschlüsse nicht zustande kommen.





 Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemeinschaften





Dr. Kregel hält die Mindestgröße von 1.200 Einwohnern für Mitgliedsgemeinden von Verwaltungsgemeinschaften für zu hoch. Auch kleinere Gemeinden müssen zugelassen werden können. 





Herr Maier (Hauptamtsleiter Stadt Loburg) spricht sich dafür aus, die angedachte Einwohnergrenze von 1.200 Einwohnern nicht zu ändern. 





Frau Trittel (Verwaltungsamtsleiterin VG Nördliche Börde) ist der Auffassung, dass der/die Verwaltungsamtsleiter(-in) direkt gewählt werden sollte. 





Verwaltungsgemeinschaften





 Modell Trägergemeinde





Fraglich ist, was in dem Fall passieren soll, in dem eine Große Kreisangehörige Stadt Trägergemeinde einer Verwaltungsgemeinschaft mit zwei weiteren kleineren Gemeinden ist.





Herr Liebenehm berichtet, dass in einem Arbeitskreis die Meinung geäußert wurde, dass in diesem Fall eine Einheitsgemeinde gebildet werden sollte.





Frau Pelz (Justitiarin Stadt Eisleben) spricht sich gegen das Modell Trägergemeinde aus. Sie erkennt in den Diskussionen mit den Mitgliedsgemeinden keinen Sinn.





Herr Thiel (Bürgermeister Gemeinde Sandersdorf) gibt zu bedenken, dass die jetzigen Bürgermeister für die Bildung einer Einheitsgemeinde ihren Namen nicht geben wollen.





3.2. Modell Gemeinsames Verwaltungsamt





Nach Auffassung von Dr. Kregel sollte die Verwaltungsgemeinschaft mit einem gemeinsamen Verwaltungsamt weitere eigene Zuständigkeiten erhalten. 





Für Herrn Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) werden in diesem Verwaltungsgemeinschaftstyp zu viele Protokolle geschrieben. Der Verwaltungsaufwand ist zu hoch.





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) weist darauf hin, dass die Bürgermeister viel Zeit verlieren. Immer besteht auch die Gefahr, dass sich nicht alle Gemeinden verständigen können. 





Herr Riecher (Hauptsamtsleiter VG Osterwieck) stellt fest, dass, sollte § 44 GO LSA erhalten bleiben, es zu Einsparungen nicht kommt. 





Dr. Kregel stellt die Frage, welche Zuständigkeiten eine Gemeinde mit 1.200 Einwohnern zukünftig haben soll. 





Herr Maier (Hauptamtsleiter Stadt Loburg) stellt folgende Aufgaben zur Diskussion:


Schule, KitaG, Feuerwehr, Anschluss- und Benutzungszwang und Straßenbau. 





Herr Thiel (Bürgermeister Gemeinde Sandersdorf) weist auf den Zusammenhang zwischen Aufgaben- und Kostenverteilung hin.





Herr Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) tritt dafür ein, Zuständigkeiten kraft Gesetzes zu übertragen, anderenfalls kommt es bei der Bestimmung der Umlage zu Schieflagen. 





Stadt-Umland-Problematik





In diesem Zusammenhang stellt sich die Frage, ob Zusammenschlüsse eher an raumordnungspolitischen Kriterien, strukturellen Verbindungen oder an bauliche Zusammenhänge anknüpfen. 





Für Herrn Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) ist im Umfeld der Großstädte Magdeburg, Halle und Dessau nur eine Einheitsgemeinde denkbar.





Herr Liebenehm weist darauf hin, dass heute auch Große Kreisangehörige Städte eine VG mit kleineren Gemeinen nach dem Trägermodell bilden. 





Herr Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) stellt fest, dass es den größeren Städten um die Steuereinnahmen der kleineren Gemeinden geht.





Landkreise





Herr Liebenehm macht darauf aufmerksam, dass mit zunehmender Größe der Landkreise die Regierungspräsidien überflüssig werden. 





Herr Thiel (Bürgermeister Gemeinde Sandersdorf) spricht sich dafür aus, die Regierungspräsidien aufzulösen. 





Für Herrn Koller (Dezernent Stadt Bernburg) wären fünf Regionalbereiche besser als drei Regierungspräsidien. 





Herr Liebenehm berichtet, dass der Landkreistag die Landkreise zu Lasten der Sonderbehörden stärken will. Für ihn stellt sich die Frage, ob ein derart mit Machtfülle ausgestatteter Landkreis nicht eines Regulativs (Beirats) bedarf.





Herr Zander (Dezernent Stadt Köthen) lehnt einen Beirat ab und befürwortet ein Landesverwaltungsamt.





Herr Winter (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) fragt sich, wie die neuen großen Landkreise ihren Kontakt zum Bürger herstellen. 





Für Herrn Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) kommt ein Landesverwaltungsamt nicht in Betracht. Ein Beirat kommt durchaus in Frage. 





Herr Friedrich (Dezernent Stadt Wernigerode) spricht sich wegen der Größe der Landkreise für einen Beirat aus. Dieser sollte unter Umständen eine Veto-Recht haben. Nicht in Frage kommt ein Landesverwaltungsamt.





Herr Platz (Bürgermeister Stadt Dessau) stellt die Frage nach der Aufgabenverteilung.





Herr Riecher (Hauptamtsleiter VG Osterwieck) befürwortet einen Sitz der Kreisstädte im Beirat.





Verwaltungs- und Funktionalreform des Landes





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) ist der Auffassung, dass man an diesem Punkt durchaus gemeinsam mit dem Landkreis darüber nachdenken sollte, welche Aufgaben von den Landkreisen auf die VG delegiert werden könnten, um die häufig zitierte Bürgernähe zu praktizieren. 





Herr Koller (Dezernent Stadt Bernburg) stellt fest, dass bei einer Bildung von Großkreisen eine Verwaltungs- und Funktionalreform des Landes kommen muss. 





Herr Zander (Dezernent Stadt Köthen) betont ausdrücklich, dass die kommunale Ebene weitere Aufgaben übertragen bekommen will, um eine möglichst bürgernahe Verwaltung zu sein. 





Verfahren und Zeitrahmen





Nach Auffassung von Herrn Kühnel (Verwaltungsamtsleiter VG Zerbster Land) sollen die neuen Verwaltungsräume auf örtlicher Ebene die Möglichkeit der Entwicklung eines Grundzentrums haben.





Herr Thiel (Bürgermeister Gemeinde Sandersdorf) stellt fest, dass die Entwicklung eines Grundzentrums von der Entfernung zur nächst größeren kreisangehörigen Stadt, in seinem Fall Bitterfeld, abhängig ist. 





Herr Bammel (Verwaltungsamtsleiter VG Jeetze-Ohre-Drömling) tritt dafür ein, dass die neuen Einheiten in der Regel über ein Grundzentrum verfügen.





Herr Müller (Bürgermeister Gemeinde Petersberg) und Herr Zander (Dezernent Stadt Köthen) sind der Auffassung, dass die Kommunalreform innerhalb eines festen Zeitrahmens durchgeführt werden soll. 





zu TOP 2 – Wahl der / des Vorsitzenden und der/des stellv. Vorsitzenden des Aus-�schusses





Die Ausschussmitglieder wählten nach Aussprache ohne Gegenstimmen und Enthaltungen Herrn Jürgen Bammel, Verwaltungsamtsleiter der Verwaltungsgemeinschaft Jeetze-Ohre-Drömling, zum Ausschussvorsitzenden und Frau Birgit Schäfer, Verwaltungsamtsleiterin der Verwaltungsgemeinschaft Tangerhütte Land, zur stellvertretenden Ausschussvorsitzenden.





Sowohl Herr Bammel als auch Frau Schäfer nahmen die Wahl an.





zu TOP 3 – Gemeindewirtschaftsrecht





Herr Wolf stellte eingangs kurz den Verfahrensstand der Reform des Gemeindewirtschaftsrechts in Sachsen-Anhalt dar. Nachdem sich das Kabinett am 12.04.2000 nach Abschluss des Anhörungsverfahrens seitens des Innenministeriums mit den überarbeiteten Entwürfen befasste, ist jetzt der Landtag Herr des weiteren Verfahrens. Leider wurde aber bis heute kein Anhörungstermin seitens des federführenden Landtagsinnenausschusses terminiert, obwohl die fortschschreitende Liberalisierung der Märkte nach einem reformierten Gemeindewirtschaftsrecht verlangt.





Im weiteren ging Herr Wolf auf die Schwerpunkte der neuen gesetzlichen Regelungen, so wie sie jetzt dem Landtag vorliegen, ein. Danach ist es möglich, dass die Stadtwerke zukünftig in den Bereichen der Energie- und Wasserversorgung, der Abfall- und Abwasserbeseitigung, der Wohnungswirtschaft, des ÖPNV und der Telekommunikation sogenannte verbundene Dienstleistungen anbieten, was auf deutlichen Widerstand der Handwerkerschaft gestoßen ist. Leider hält der derzeitige Entwurf aber auch in diesen liberalisierten Bereichen am Subsidiaritätsprinzip fest, obwohl in einer freien Marktwirtschaft der Markt über ein Produkt entscheidet. 





Hinsichtlich des gelockerten Örtlichkeitsgrundsatzes enthält die derzeitige Fassung wörtlich eine Formulierung, die der SGSA vorgeschlagen hatte. Der interkommunale Interessenausgleich wird dadurch gewährleistet, dass die von einer Ausdehnung der wirtschaftlichen Tätigkeit betroffene Gemeinde so rechtzeitig vor Aufnahme der wirtschaftlichen Tätigkeit in ihrem Gemeindegebiet zu informieren ist, dass sie ihre berechtigten Interessen geltend machen kann.





Aus kommunaler Sicht ist nicht verständlich, warum der Entwurf auch in seiner derzeitigen Fassung am Vorrang des Eigenbetriebes, an einem zwingend vorgeschriebenen Beteiligungsmanagement und einem sehr detaillierten Beteiligungsbericht festhält. Die Organisationshoheit einer Gemeinde verträgt sich aus unserer Sicht nicht mit dem Grundsatz vom Vorrang des Eigenbetriebes und einem zwingend vorgeschriebenen Beteiligungsmanagement. Der Beteiligungsbericht muss nach der gesetzlichen Regelung so detailliert sein, dass die Gefahr einer selbstschädigenden Offenlegung von Firmendaten besteht.





Die Regelungen zur Anstalt des öffentlichen Rechts sind von kommunaler Seite nicht beanstandet worden. Die Kritik richtete sich vielmehr dagegen, dass die Organisation der Anstalt des öffentlichen Rechts in Verbindung mit einem Vorrang der öffentlich-rechtlichen Rechtsform vor der privatrechtlichen Rechtsform dazu führt, dass die Gemeinde in der Freiheit ihrer Organisationswahl eingeschränkt wird. 





In der sich anschließenden kurzen Aussprache wies Herr Schmidt (Stadt Magdeburg) auf die Beschränkungen der Kommunalwirtschaft durch das Vergaberecht hin. 





Zu TOP 4 – Anfragen/Anregungen





Der Ausschuss verständigt sich auf den 06.09.2000 als voraussichtlichen nächsten Sitzungstermin.














gez. Bammel					gez. Wolf


Ausschussvorsitzender			Protokollführer
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